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Le Ministre de Suisse à Berlin, H. Frôlicher, 
au Chef de la Division des Affaires étrangères 

du Département politique, P. Bonna

L Berlin, 21. September 1938

A uf Grund Ihres persönlichen Schreibens vom 19. dieses M onats1 sowie der 
Mitteilungen, die mir der Chef der Polizeiabteilung über seine Besprechungen 
mit Herrn Gesandten Köcher und Herrn G lobke2 über die Frage der Wie­
dereinführung des Visumszwanges zukommen liess, habe ich mich veranlasst 
gesehen, meinen ersten M itarbeiter zu beauftragen, noch einmal mit Herrn 
Geheimrat Rödiger im Auswärtigen Amt Fühlung zu nehmen. Mein M itarbei­
ter erhielt dabei den Eindruck, dass die deutsche Regierung nicht auf der von 
ihr geforderten teilweisen Gegenseitigkeit bestehen wird, wenn auf diese Weise 
die Einführung des allgemeinen Visumszwanges vermieden werden kann.

Was die anderweitigen Einwendungen des Chefs der Polizeiabteilung gegen 
den deutschen Vorschlag betrifft, so ergab sich aus der Besprechung, dass, von 
seltenen Ausnahmefällen abgesehen, die Gültigkeitsdauer der an deutsche 
Juden ausgestellten Pässe regelmässig auf sechs M onate beschränkt ist. Erst in 
der allerletzten Zeit sei gestattet worden, auch Pässe mit einer Gültigkeitsdauer 
bis zu einem Jahr an Juden auszustellen, doch dürften solche Pässe bis jetzt nur 
in ganz geringer Anzahl ausgegeben worden sein. Da diese sechsmonatigen 
Judenpässe ja  nicht in den letzten Tagen, sondern sukzessiv herausgegeben 
wurden, steht ein grosser Teil von ihnen bereits wieder vor dem Ablauf, sodass 
schon bald nach der Einführung des Judenstempels nur noch ganz wenige deut­
sche Juden im Besitz von nichtabgestempelten Pässen sein werden. W ährend 
dieser verhältnismässig kurzen Übergangszeit könnte ohne Zweifel durch eine 
genaue Kontrolle an der Grenze dem Eindringen von Juden ohne Visum ge­
steuert werden, zumal es ja  für jeden Juden, der ohne Visum einreisen würde, 
klar wäre, dass er die sofortige Ausschaffung zu gewärtigen hat, wenn er in der 
Schweiz ohne Visum festgestellt wird, denn es dürfte selbstverständlich sein 
und wird auch vom Auswärtigen Amt so aufgefasst, dass die Schweiz den 
Visumszwang nicht etwa nur für die abgestempelten Judenpässe, sondern all­
gemein für diejenigen deutschen Staatsangehörigen einführen würde, die 
nichtarisch sind.

Was die Anregungen von H errn Globke betrifft, so wird das Auswärtige 
Amt dazu in einer Mitteilung an die deutsche Gesandtschaft in Bern Stellung 
nehmen. Mein M itarbeiter erhielt jedoch bei dem Gespräch den Eindruck, dass 
sie hier als praktisch undurchführbar angesehen werden. Dagegen sei man 
deutscherseits nach wie vor gerne bereit, jeden schweizerischen Vorschlag mit

1. Cf. E 4300 (B) 1969/78/1.
2. Cf. N° 392.
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Wohlwollen zu prüfen, der darauf hinzielt, von Anfang an eine vollständige 
Erfassung der deutschen Juden durch die Visumspflicht in vermehrtem Masse 
sicherzustellen.

Von wesentlicher Bedeutung für die zu treffende Entschliessung dürfte es 
sein, dass man, wie mein Mitarbeiter im Verlauf der Besprechung vernahm, 
deutscherseits beabsichtigt, bei der Einführung des allgemeinen Visumszwan­
ges, ebenso wie man es schweizerischerseits gegenüber den deutschen Staats­
angehörigen halten dürfte, von den schweizerischen Gesuchstellern bei der 
Erteilung des Visums den Nachweis der arischen Abstammung zu verlangen.

Da auch Herr Geheimrat Rödiger gegenüber meinem Mitarbeiter äusserte, 
ein Entscheid sei wegen des Herannahens des 1. Oktober äusserst dringend 
geworden, wiederholte mein Mitarbeiter die von Herrn Dr. Rothmund laut 
Notiz vom 17. September Herrn Köcher abgegebene Erklärung3, dass man 
schweizerischerseits sich nicht auf diesen Stichtag versteifen werde, sondern 
gegebenenfalls dafür sorgen werde, dass das Reisepublikum die nötige Frist 
erhalte, um sich der neuen Lage anzupassen. Diese Frist dürfte etwa eine 
Woche betragen.

Ich möchte diesen Bericht nicht schliessen, ohne noch einmal mit aller 
Bestimmtheit meiner Auffassung Ausdruck zu verleihen, dass es ein schwerer 
Fehler wäre, die Nachteile eines allgemeinen Sichtvermerkzwanges im Reise­
verkehr mit Deutschland allein deswegen auf uns zu nehmen, weil während 
einer verhältnismässig kurzen Übergangszeit die Möglichkeit besteht, dass ein­
zelne Juden versuchen, unter Umgehung der Visumspflicht in die Schweiz zu 
gelangen. Es dürfte bei gutem Willen möglich sein, dieser Gefahr durch eine 
sorgfältige Grenzkontrolle und die rücksichtslose Abschiebung solcher wider­
rechtlich in unser Land eindringender Elemente zu begegnen.

Indem ich weiterhin gerne bereit bin, Ihnen nötigenfalls einen ausführlichen 
Bericht über die Auffassung der Gesandtschaft zuhanden des Bundesrates zur 
Verfügung zu stellen, versichere ich Sie, Herr Minister, meiner ausgezeichneten 
Hochachtung.

3 . Cf. N° 392.
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